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TOP I.3:  Insolvenzantragspflicht in Fällen von Naturkatastrophen 

 

Berichterstattung:  Bayern 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind sich darüber einig, dass vor allem in 

Fällen, in denen Unternehmen infolge einer Naturkatastrophe unmittelbar Schäden er-

leiden und dadurch in wirtschaftliche Bedrängnis geraten, sicherzustellen ist, dass 

den Betroffenen ausreichende Zeit für die Klärung bleibt, inwieweit die eingetretenen 

Schäden durch Versicherungsleistungen, staatliche Hilfeleistungen, Zins- und Til-

gungsmoratorien und andere Maßnahmen ausgeglichen werden können. Die Vor-

schrift des § 15a Insolvenzordnung zur Insolvenzantragspflicht, die eine Antragstel-

lung innerhalb einer Höchstfrist von drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit 

oder Überschuldung vorsieht, trägt dieser Sondersituation nicht hinreichend Rech-

nung.  
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2. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten den Bundesminister der Justiz und 

für Verbraucherschutz zu prüfen, wie sichergestellt werden kann, dass erfolgver-

sprechende Sanierungsbemühungen nicht durch eine strafbewehrte Insolvenzan-

tragspflicht behindert werden können.  

 

 

 

 

 


